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55 Verordnung 


über die berufsmäßige Ausübung der Krankenpflege und die Errichtung von Krankenpflegeſchulen. 
Grankenpflegeverordnung — KrPflV. —) 
Vom 20. März 1939. 


Auf Grund des 8 1 Ziffer 49 und des 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes verlängernden 
Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
(1) Wer berufsmäßig die Krankenpflege ausüben will, bedarf dazu der Erlaubnis des Senats. 
(2) Sie gilt für die Berufsausübung außerhalb einer Krankenanſtalt nur in Verbindung mit der 
Beſcheinigung des Senats über eine mindeſtens einjährige erfolgreiche Tätigkeit an einer öffentlichen 
Krankenanſtalt oder an einer Krankenanſtalt des Roten Kreuzes der Freien Stadt Danzig oder 
eines anerkannten Verbandes der freien Wohlfahrtspflege. 


82 
(1) Die Erlaubnis jeßt voraus: 
1. den Nachweis, daß der Antragiteller deutſchen oder artverwandten Blutes iſt, 
2. Zuverläſſigkeit, 
3. guten Leumund, 
4. Ablegung der ſtaatlichen Krankenpflegeprüfung ($ 10). 
(2) Von den Vorſchriften des $ 2 Nr. 1 und 4 kann der Senat Ausnahmen zulaſſen. 


8 3 
(1) Die Erlaubnis kann vom Senat zurückgenommen werden, wenn 

1. weſentliche Vorausſetzungen für die Erteilung der Erlaubnis irrigerweiſe als gegeben an⸗ 
genommen oder weggefallen ſind, 

2. ſtrafrechtliche oder mit den an eine Krankenſchweſter oder an einen Krankenpfleger zu 
ſtellenden Anforderungen an Zucht und Sitte unvereinbare Verfehlungen vorliegen, 

3. körperliche oder geiſtige Mängel, die der Ausübung des Berufs hinderlich ſind, insbe⸗ 
ſondere eine Sucht, vorliegen, 

4. die Krankenſchweſter oder der Krankenpfleger den in Ausübung der ſtaatlichen Aufſicht 
für die Krankenpfleger erlaſſenen Vorſchriften und Weiſungen beharrlich zuwiderhandelt 
oder die Heilkunde ausübt. 

(2) Die Erlaubnis, die auf Grund des Abſ. 1 zurückgenommen war, kann wiedererteilt werden, 
wenn nachträglich Tatſachen eingetreten ſind, die eine Wiederaufnahme des Berufs unbedenklich er⸗ 
ſcheinen laſſen. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 4. 4. 1939.) 
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II. Die Krankenpflegeſchule 
8 4 
(1) Die Ausbildung zur berufsmäßigen Ausübung der Krankenpflege erfolgt in ſtaatlich aner⸗ 
kannten Krankenpflegeſchulen. 
(2) Die Anerkennung erfolgt widerruflich. 


8 5 
(1) Die ſtaatliche Anerkennung it zu verſagen, wenn 
1. dem Leiter der Schule die erforderliche Zuverläſſigkeit fehlt, 
2. der Leiter der Schule wegen ſeiner oder ſeines Ehegatten Abſtammung nicht Beamter 
werden könnte, 
3. die Krankenanſtalt nach ihrer Beſchaffenheit nicht die Gewähr für eine vollwertige Aus⸗ 
bildung bietet. 
(2) Die ſtaatliche Anerkennung kann verſagt werden, wenn 
1. kein öffentliches Bedürfnis vorliegt, 
2. für die Lernſchweſtern (Krankenpflegeſchüler) keine geeigneten Möglichkeiten zu einwand⸗ 
freier gemeinſamer Unterbringung vorhanden ſind. 
(3) Die ſtaatliche Anerkennung kann vom Senat zurückgenommen werden, wenn eine der in 
Abſ. 1 und 2 genannten Tatſachen eintritt. 


8 6 
Die Träger öffentlicher Krankenanſtalten haben bei ihren Krankenanſtalten Krankenpflege- 
ſchulen einzurichten und zu unterhalten. Ausnahmen kann der Senat zulaſſen. 


III. Die Berufsausbildung 
8 7 

(1) Die Zulaſſung zur Krankenpflegeſchule erfolgt durch deren Leiter nach vorheriger Zuſtim⸗ 
mung des Senats. 

(2) Die Zulaſſung ſetzt voraus, daß der Bewerber zuverläſſig iſt. 

(3) Der Bewerber hat nachzuweiſen, 

1. daß er deutſchen oder artverwandten Blutes iſt durch Vorlage des Ahnenpaſſes oder 
ſeiner Geburtsurkunde, der Heirats- und Geburtsurkunden feiner Eltern und der Geburts⸗ 
urkunden ſeiner Großeltern. Iſt er verheiratet, ſo hat er die entſprechenden Urkunden auch 
für ſeinen Ehegatten vorzulegen, 

. die Vollendung des achtzehnten Lebensjahres, 

ſeinen guten Leumund durch ein polizeiliches Führungszeugnis, 
Habgeſchloſſene Volksſchulbildung, 

die geſundheitliche Eignung für den Beruf auf Grund eines ärztlichen Zeugniſſes. 

(4) Bewerberinnen haben außerdem eine einjährige hauswirtſchaftliche Tätigkeit in eigener oder 
fremder Familie oder in Anſtalten oder Schulen nachzuweiſen. 

(5) Wer das achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat, aber innerhalb eines Jahres nach 
Beginn des Lehrgangs das achtzehnte Lebensjahr vollendet, kann ausnahmsweiſe zur Krankenpflege⸗ 
ſchule zugelafien werden, wenn der Leiter der Schule die notwendige Reife für gegeben hält. 

(6) Der Senat kann Ausnahmen von den Vorſchriften des Abſ. 3 Nr. 1 und 4 und des Abſ. 4 
genehmigen; er kann bei Ausländern ſeine Genehmigung von der Verpflichtung abhängig machen, das 
Gebiet der Freien Stadt Danzig nach Abſchluß der Ausbildung zu verlaſſen. 


8 8 

(1) Der Lehrgang dauert eineinhalb Jahre. 

(2) Er hat neben der fachlichen Berufsausbildung eine Einführung in die weltanſchaulichen und 
ſittlichen Grundlagen des Berufs und die Erziehung zur regelmäßigen Körperſchulung zu ver- 
mitteln. 

(3) Die Lernſchweſtern (Krankenpflegeſchüler) ſind vom Träger der Schule auf ſeine Koſten gegen 
Krankheit und Haftpflicht zu verſichern. Die Verſicherung gegen Krankheit muß bei dem vom Senat 
§ 363 a Abſ. 3 der Reichsverſicherungsordnung bezeichneten Träger der geſetzlichen Krankenverſiche⸗ 
rung erfolgen. Dieſe Verpflichtung beſteht nicht, wenn den Lernſchweſtern (Krankenpflegeſchülern) 
gegen den Träger der Schule ein Anſpruch mindeſtens auf Krankenpflege in Höhe und Dauer der 
Regelleiſtungen der Krankenkaſſen gewährleiſtet iſt. 


d 
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8 9 
(1) Auf die Dauer des Lehrgangs können angerechnet werden: 

1. der Säuglingsſchweſter mit zweijähriger Ausbildung und ſtaatlicher An⸗ 

DE a 2 ER a ſechs Monate, 
2. der Säuglingsſchweſter mit kürzerer als zweijähriger Ausbildung, der Säug⸗ 

lingspflegerin, der Hebamme und der Diätafliltentin, ſofern fie die ſtaatliche 

Anerkennung für ihren Beruf beſitzt, ſowie der Schweſternhelferin des Roten 

Kreuzes der Freien Stadt Danzig mit dreimonatiger Krankenhausausbildung drei Monate, 
3. der Führerin im Staatlichen Hilfsdienſt für die weibliche Jugend, wenn ſie 

während ihrer Ausbildung zur Führerin ein halbes Jahr im Krankenhaus 

—. . ͤ K ͤ 8 ſechs Monate, 
4. männlichen Bewerbern die Ausbildungszeit in einer Sanitätsſchule der Wehr⸗ 

macht des Deutſchen Reiches oder der Polizei oder in einem Lehrgang zur 

Ausbildung von Dienſtgraden im Geſundheitsdienſt des Staatlichen Hilfs- 


dienſtes bis zur Höchſtdauer voeIle n zwölf Monaten, 
5. der Irrenpflegerin und dem Irrenpfleger mit ſtaatlicher Anerkennung oder 
mindeſtens dreijähriger erfolgreicher Berufsausübunnl sg ſechs Monate. 


(2) Der Lehrgang ſoll nur aus zwingenden Gründen unterbrochen werden. Jeder Teilnehmer 
am Lehrgang ſoll mindeſtens zwei Wochen Urlaub im Jahr erhalten. Eine Unterbrechung von mehr 
als insgeſamt acht Wochen iſt nicht auf die Dauer des Lehrgangs anzurechnen. Ausnahmen bedürfen 
der Genehmigung des Senats. 

(3) Der Senat kann aus beſonderen Gründen einen Wechſel der Schule genehmigen. 


IV. Die Krankenpflegeprüfung 
8 10 
(1) Der Lehrgang wird durch die ſtaatliche Krankenpflegeprüfung abgeſchloſſen; die Prüfung 
iſt gebührenpflichtig. b 
(2) Die Zulaſſung zur Prüfung erfolgt durch den Vorſitzenden des Prüfungsausſchuſſes. 


8 11 
(1) Dem Zulaſſungsgeſuch ſind beizufügen: 

1. die im $ 7 Abſ. 3 Nr. 1 bis 4 und Abſ. 4 geforderten Nachweiſe, 

2. ein ſelbſtverfaßter und eigenhändig geſchriebener Lebenslauf, 

3. eine Beſcheinigung über die Teilnahme an einem anderthalbjährigen Lehrgang an einer 
ſtaatlich anerkannten Krankenpflegeſchule durch deren Leiter mit deſſen Urteil über die 
körperliche, geiſtige und charakterliche Eignung des Bewerbers für den Krankenpflege- 
beruf, 

4. falls die Prüfung nicht im unmittelbaren Anſchluß an den Beſuch einer Krankenpflege 
ſchule abgelegt wird, ein polizeiliches Führungszeugnis über die Zeit ſeit Verlaſſen der 
Schule. 

(2) In Ergänzung des Nachweiſes zu Abſ. 1 Nr. 3 ſind in den Fällen des § 9 Abſ. 1 die eine! 
Zulaſſung nach verkürztem Beſuch der Krankenpflegeſchule begründeten Tatſache zu belegen. 

(3) Mit Genehmigung des Senats kann der Nachweis zu Abſ. 1 Nr. 3 erſetzt werden durch 
den Nachweis einer gleichwertigen Ausbildung im Ausland. 


8 12 
Wird die Prüfung nicht beſtanden, ſo iſt nur eine Wiederholung, früheſtens nach weiterem ſechs⸗ 
monatlichem Beſuch einer Krankenpflegeſchule, zuläſſig. Ausnahmen bedürfen der Genehmigung des 
Senats. 
V. bergangsbeſtimmungen 
8 13 
(1) Staatliche Anerkennungen als Krankenpfleger oder Krankenpflegerin, die vor Inkrafttreten 
dieſer Verordnung erteilt worden ſind, gelten als Erlaubnis im Sinne des § 1 dieſer Verordnung. 
(2) Wer deutſchen oder artverwandten Blutes iſt und in ſittlicher, geiſtiger und körperlicher Be⸗ 
ziehung den Anforderungen des Berufs entſpricht, kann bis zum 1. April 1941 vom Senat ohne 
die vorgeſchriebene Ausbildung und Prüfung die Erlaubnis zur berufsmäßigen Ausübung der Kranken⸗ 
pflege erhalten, wenn er bis zum Inkrafttreten dieſer Verordnung nachweislich acht Jahre ohne Unter- 
brechung im Krankenpflegeberuf erfolgreich tätig geweſen iſt. 
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8 14 
Krankenpflegeſchulen, die die ſtaatliche Anerkennung vor Inkrafttreten dieſer Verordnung erhalten 
haben, gelten als anerkannt, falls die Anerkennung nicht zurückgenommen wird. 


815 

Wer bis zum Inkrafttreten der Verordnung nachweislich mindeſtens fünf Jahre ohne Unter- 
brechung den Krankenpflegeberuf erfolgreich ausgeübt hat, kann bis zum 1. April 1941 ohne Beſuch 
einer Krankenpflegeſchule zur Krankenpflegeprüfung zugelaſſen werden. Über die Zulaſſung entſcheidet 
der Senat. 

VI. Schutz- und Strafbeſtimmungen 
8 16 

(1) Die Berufsbezeichnungen im Krankenpflegeberuf ſind „Krankenſchweſter“ und „Kranken⸗ 
pfleger“. Sie darf nur führen, wer die Erlaubnis zur berufsmäßigen Ausübung der Krankenpflege 
erhalten hat. 

(2) Berufstrachten und Berufsabzeichen von Krankenſchweſtern und Krankenpflegern bedürfen der 
Genehmigung des Senats. Sie dürfen nur von Krankenſchweſtern oder Krankenpflegern getragen wer⸗ 
den. Die vom Senat genehmigten Trachten und Abzeichen werden im Staatsanzeiger für die Freie 
Stadt Danzig bekanntgegeben. 

8 17 

(1) Wer unbefugt die Bezeichnung „Krankenſchweſter“ oder „Krankenpfleger“ führt, wird mit 
Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geldſtrafe oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. 

(2) Ebenſo wird nach $ 132 a des Strafgeſetzbuchs beſtraft, wer unbefugt eine Berufstracht oder 
ein Berufsabzeichen für Betätigung in der Krankenpflege trägt, die vom Senat genehmigt ſind, oder 
die ihnen zum Verwechſeln ähnlich ſind. 

$ 18 

Wer ohne die nach $ 1 erteilte Erlaubnis die Krankenpflege beruflich ausübt, wird mit Gefängnis 

bis zu drei Monaten und mit Geldſtrafe oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. 


8 19 

(1) Eine Krankenſchweſter, die unbefugt ein fremdes Geheimnis offenbart, das ihr bei Ausübung 
ihres Berufs anvertraut oder ſonſt zugänglich geworden iſt, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr 
und mit Geldſtrafe oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. 

(2) Der Krankenſchweſter ſtehen der Krankenpfleger und Perſonen gleich, die in der Vorbereitung 
auf den Kranken⸗Pflegeberuf ſtehen. 

(8) Eine unbefugte Offenbarung liegt nicht vor, wenn der Täter ein Geheimnis zur Erfüllung 
einer Pflicht preisgibt oder wenn er dies zu einem nach geſundem Volksempfinden berechtigten Zweck 
tut und die Offenbarung das angemeſſene Mittel zur Erreichung des Zweckes iſt. 

(4) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten verfolgt. 


8 20 
(J) Juden dürfen die Krankenpflege nicht berufsmäßig ausüben. 


VII. Schlußbeſtimmungen 


Ss 21 
(1) Auf Polizeiſanitätsbeamte ſowie Dienſtgrade im Geſundheitsdienſt des Staatlichen Hilfs⸗ 
dienſtes und Irrenpflegerinnen und Irrenpfleger findet dieſe Verordnung — ausgenommen den 


Abſ. 2 und den § 9 Abſ. 1 Nr. 4 und 5 — keine Anwendung. 

(2) Den im Abſ. 1 genannten Perſonen, ausgenommen das Perſonal der Heil- und Pflegean⸗ 
ſtalten kann nach mindeſtens vierjähriger Dienſtzeit im Sanitätsdienſt (Geſundheitsdienſt) die Er⸗ 
laubnis nach 8 1 vom Senat ohne weiteres erteilt werden, wenn die Entlaſſung aus dem Dienſt 
der Polizei oder dem Staatl. Hilfsdienſt nicht länger als zwei Jahre zurückliegt und gegen ihre ſittliche, 
körperliche und geiſtige Eignung ſowie gegen ihre Zuverläſſigkeit keine Bedenken beſtehen. 


8 22 
Der Senat wird ermächtigt, zur Durchführung, Ausführung und Ergänzung dieſer Verordnung 
Rechtsverordnungen und allgemeine Verwaltungsvorſchriften zu erlaſſen. 
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8 23 
(1) Dieſe Verordnung tritt am 1. April 1939 in Kraft. 
(2) Die Vorſchriften des $ 1 Abſ. 1 und der 88 17, 18 treten am 1. April 1940 in Kraft. 
Danzig, den 20. März 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
G 2064 Greifer Dr. Großmann 


56 Erſte Verordnung 
zut Ausführung der Verordnung über die berufsmäßige Ausübung der Krankenpflege und die 
Errichtung von Krankenpflegeſchulen (Ausführungsverordnung). 
Vom 20. März 1939. 


Auf Grund des $ 22 der Verordnung zur Ordnung der Krankenpflege vom 20. 3. 1939 (G. Bl. 
S. 139) wird zur Ausführung der Krankenpflegeverordnung (Kr Pfl.) folgendes verordnet: 


Zu $ 1 KrpflV. 8 1 
(1) Die Krankenpflege umfaßt: 
a) die Pflege von Perſonen, die an anſteckenden Krankheiten leiden, 
und zwar ſowohl in Anſtalten wie in der Wohnung, 
b) die Pflege von ſonſtigen Kranken, die ſich in laufender ärztlicher 
Behandlung befinden, ſoweit ſie ſich nicht auf die allgemeine Körper⸗ 
pflege beſchränkt, 
c) Hilfsleiſtungen bei Narkoſen, Operationen und ſonſtigen ärztlichen 
Verrichtungen, 
d) Hilfsleiſtungen bei der Anwendung von elektriſchen und ſonſtigen 
Strahlen ſowie bei Vornahme von bakteriologiſchen, ſerologiſchen 
und hiſtologiſchen Unterſuchungen. 
Die Berechtigung anderer anerkannter Hilfsberufe in der Geſundheitspflege, 
z. B. Säuglings- und Kleinkinderſchweſter und ⸗Pflegerin, Irrenpflegerin und 
Anlage a Irrenpfleger, Techniſche Aſſiſtenten uſw., werden hierdurch nicht berührt. 


8. 14% (2) Die Erlaubnis wird nach Muſter Anlage A erteilt. 
Zu 8 2 Abf. 1. 82 
Kr pfl. (1) Für den Nachweis der Abſtammung — auch zu $ 5 Abſ. 1 Nr. 2 und 


zu 8 7 Abſ. 3 Nr. 1 der Krankenpflegeordnung — gelten die Vorſchriften der 
Verordnung vom 23. Februar 1939 (G. Bl. S. 55) zu $ 25 des Danziger Be- 
amtengeſetzes. 

(2) Einer nochmaligen Prüfung der Zuverläſſigkeit bedarf es nicht, wenn 
dieſe vor Eintritt in die Krankenpflegeſchule mit befriedigendem Ergebnis erfolgt 
iſt und Zweifel an der Zuverläſſigkeit ſeither nicht bekannt geworden ſind. 


Zu § 4 Abi. 2. 83 

KrPilB. (1) Der Senat kann genehmigen, daß auch kleine und Spezialanſtalten als 
Teilbetriebe anerkannter Krankenpflegeſchulen herangezogen werden. In ſolchen 
Anſtalten darf nur ein angemeſſener Teil der Ausbildungszeit abgeleiſtet werden. 
(2) Vor dem 1. Oktober 1938 begonnene Lehrgänge von Krankenpflege- 
ſchulen ſind nach den bisherigen Vorſchriften mit der Maßgabe zu beenden, daß 
an Stelle einer „Staatlichen Anerkennung“ die Erlaubnis zur berufsmäßigen 

Ausübung der Krankenpflege zu erteilen iſt. 


Zu § 4 Abſ. 3 Nr. 3 8 4 

Kerpfl8. (1) Dem Leiter der Schule ift eine Lehrſchweſter (ein Lehrpfleger) zu ſeiner 
Unterſtützung in der Ausbildung der Lernſchweſtern (Krankenpflegeſchüler) bei⸗ 
zugeben. Sie (ler) hat insbeſondere die Aufgabe, die Lernſchweſtern (Kranken⸗ 
pflegeſchüler) praktiſch anzuleiten. Die Aufgaben der Lehrſchweſter (des Lehr⸗ 
pflegers) kann auch die Vertreterin (der Vertreter) des Leiters der Schule 

übernehmen. 
(2) Der Leiter der Schule kann auch andere Arzte an der Ausbildung be⸗ 
teiligen. Er iſt jedoch verpflichtet, ſelbſt Unterricht mindeſtens in dem Umfange 


5 Abf. 1 
S s d 

7 Abſ. 2 
Sf g 


8 Abs. 1 
= Kopie, 


8 Abſ. 2 
are. 


Zu § 10 Krpfl. 


Anlage B 


(S. 147) 
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zu erteilen, daß er ein eigenes Urteil über die Leitungen und die ſonſtige Eignung 
jeder Lernſchweſter (jedes Krankenpflegeſchülers) gewinnt. 


8 5 
Die Vertreterin (der Vertreter) des Leiters der Schule und ſämtliche Lehr— 
kräfte müſſen den Anforderungen des $ 2 Abſ. 1 Nr. 1 der Krankenpflegever⸗ 
ordnung genügen. 
8 6 
Zur Feſtſtellung der Zuverläſſigkeit kann der Leiter der Krankenpflegeſchule 
die Vermittlung der für den Wohnſitz der Bewerberin zuſtändigen Ortspolizei⸗ 
behörde erbitten. Dieſe hat dem begründeten Antrage ſtattzugeben. 


8 7 

(1) Jedes vorzeitige Ausſcheiden einer Lernſchweſter (eines Krankenpflege- 
ſchülers) aus der Schule hat deren Leiter unter Angabe der Gründe dem Senat 
zu melden. 

(2) Männliche Krankenpflegeſchüler find grundſätzlich getrennt von Lern— 
ſchweſtern auszubilden. 

(3) Die Sonderausbildung des Krankenpflegeſchülers ſchließt nicht aus, 
daß der Schüler, ſoweit erforderlich und möglich, in einzelnen r am 
Unterricht der Lernſchweſtern teilnimmt. 


8 8 

(1) Die Ausbildung geſchieht vorwiegend praktiſch. 

(2) Dem theoretiſchen Unterricht iſt das amtliche Krankenpflegelehrbuch zu- 
grunde zu legen. 

(3) Der theoretiſche Unterricht iſt in mindeſtens 200 Unterrichtsſtunden zu 
erteilen, davon mindeſtens 100 Stunden durch Arzte. Mit dem theoretiſchen 
Unterricht iſt bereits im erſten Halbjahr zu beginnen. 

(4) Der Unterricht umfaßt folgende Lehrfächer: 

I. Berufsehre und Berufskunde, 

II. weltanſchauliche Schulung, Erb- und Raſſenkunde, Erb- und Raſſen⸗ 
pflege, Bevölkerungspolitik, 

III. Bau und Verrichtungen des menſchlichen Körpers, Geſundheitslehre, 
allgemeine und perſönliche Hygiene, 

IV. Krankheitslehre (Allgemeines, Krankheitserſcheinungen, Infektions— 
krankheiten), 

V. Ernährung (Grundlagen, Krankenkoſt), 

VI. Krankenpflege (Verſorgung des Kranken und Hilfsleiſtung bei der 
Unterſuchung, Ausführung ärztlicher Verordnungen, Hilfsleiſtung bei 
Operationen, erſte Hilfe bei Unglücksfällen, Pflege bei übertragbaren 
Krankheiten, einſchließlich Geſchlechtskrankheiten, Kenntnis der amt- 
lichen Desinfektionsanweiſungen, Pflege Geiſteskranker, Pflege Ster- 
bender), 

VII. Volksgeſundheitspflege (Wochenpflege, Säuglingspflege, geſundheit— 
liche Vor-, Für⸗ und Nachſorge), 

VIII. Geſetze und Verordnungen, 

IX. Sozialverſicherung und Unfallverhütungsvorſchriften. 

(5) Die Ausbildung iſt durch täglich planmäßige Körperſchulung zu er- 
gänzen. 80 


(1) Die Prüfung regelt ſich nach anliegender Prüfungsordnung. 

(2) Der Prüfungsausſchuß beſteht aus einem Kreisarzt als Vorſitzenden, 
dem Leiter der Krankenpflegeſchule und einem weiteren Arzt der Schule. 

(3) Die Mitglieder des Prüfungsausſchuſſes ſowie ihre Stellvertreter 
werden durch den Senat auf die Dauer von drei Jahren widerruflich ernannt. 
Sie müſſen den Anforderungen des § 7 Abſ. 3 Nr. 1 der Krankenpflegever— 
ordnung genügen. 
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Zu $ 13 Abſ. 2 und 8 10 
Kras. Abſ. 2 In den Fällen des $ 13 Abf. 2 und 8 21 Abs. 2 der Krankenpflegever⸗ 
Anlage C ordnung wird die Erlaubnis nach Muſter Anlage C erteilt. 
(S. 149) 
Zu $ 15 Krpfls. 8 11 


(1) Der Senat beſtimmt, an welcher Krankenpflegeſchule Bewerber ge— 
prüft werden, die ohne Beſuch einer Krankenpflegeſchule zur Prüfung zugelaſſen 
werden ſollen. 

(2) In den Fällen des $ 15 wird die Erlaubnis nach Muſter Anlage A 
erteilt unter Streichung der Worte „Die Erlaubnis gilt“ bis „Wohlfahrts⸗ 
pflege“. Die Streichung iſt zu beſcheinigen. 


Danzig, den 20. März 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
G 2064 Greiſer Dr. Großmann 
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Anlage A 
(Muſter) 
Ausweis 
über die Erlaubnis zur berufsmäßigen Ausübung der Krankenpflege 

Die 

Der 
/ / en 19 in 
hat am ö e vor dem Prüfungsausſchuß der ſtaatlich anerkannten 
Krankenpflegeſchule am rd T Krankenhauſe 
in die ſtaatliche Krankenpflegeprüfung mit dem Geſamtergebnis 
beſtanden. 

. 1 

Ihm wird hiermit auf Grund der Krankenpflegeverordnung vom 20. März 1939 (G. Bl. S. 139) 
die 

Erlaubnis zur berufsmäßigen Ausübung der Krankenpflege 

erteilt. 

Sie 8 re = 5 7 ‘ 

& erhält damit die Berechtigung, ſich als „KRrantenihweiter‘ — „Krankenpfleger“ — zu be⸗ 
zeichnen. 


Die Erlaubnis gilt für die Berufsausübung außerhalb einer Krankenanſtalt nur in Verbindung 
mit der Beſcheinigung des Senats über eine mindeſtens einjährige erfolgreiche Tätigkeit an einer 
öffentlichen Krankenanſtalt oder einer Krankenanſtalt des Roten Kreuzes der Freien Stadt Danzig 
oder eines anerkannten Verbandes der freien Wohlfahrtspflege. 


Für den Fall, daß Tatſachen bekannt werden, die den Mangel derjenigen Eigenſchaften dartun, 
die zur berufsmäßigen Ausübung der Krankenpflege erforderlich ſind, oder daß die Inhaberin — der 
Inhaber — dieſes Ausweiſes den in Ausübung der ſtaatlichen Aufſicht erlaſſenen Vorſchriften beharr⸗ 
lich zuwiderhandelt, bleibt die Zurücknahme der Erlaubnis vorbehalten. 


den Seror 19. 
(unterſchrift ) 


Dienſiſtempel 
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Anlage B 
7 Prüfungsordnung. 


8 1 5 
Die Prüfung der Krankenpflegeperſonen findet nach Bedarf, in der Regel im März und September 
jedes Jahres, ſtatt. 
8 2 
Die Geſuche um Zulaſſung zur Prüfung find dem Vorſitzenden des Prüfungsausſchuſſes ($ 9 der 
Verordnung) ſechs Wochen vor Beendigung des jeweiligen Lehrgangs einzureichen. Bewerber, deren 
Zulaſſungsgeſuche ſpäter eingehen, haben keinen Anſpruch auf Berückſichtigung in der bevorſtehenden 
Prüfung. 
§8 3 


(1) Die Prüfungsgebühr beträgt 30 Gulden. Sie iſt vor der Prüfung an den Vorſitzenden des 
Prüfungsausſchuſſes zu entrichten. Bei Nachweis einer Bedürftigkeit kann der Vorſitzende die Gebühr 
ermäßigen; dieſer Nachweis iſt gleichzeitig mit dem Zulaſſungsgeſuch einzureichen. 

(2) Wer ſpäteſtens zwei Tage vor der Prüfung zurücktritt, erhält / der entrichteten Gebühren 
zurück. 

(3) Als Entſchädigung für die Mühewaltung der Mitglieder des Prüfungsausſchuſſes kommen nur 
die Gebühren in Betracht; Reiſekoſten und Tagegelder werden nicht gewährt. Die Verteilung der Ge- 
bühren hat ſo zu erfolgen, daß der Vorſitzende die Hälfte der Gebühren erhält, einſchließlich der Ent⸗ 
ſchädigung für ſächliche Unkoſten, während die beiden anderen Prüfenden die andere Hälfte zu gleichen 
Teilen erhalten. 

8 4 

Der Vorſitzende des Prüfungsausſchuſſes ſetzt im Benehmen mit dem Leiter der Krankenpflege 
ſchule den Tag der Prüfung feſt. Er verfügt die Ladung des Prüflings. Der Prüfling iſt wenigſtens 
zwei Wochen vor dem Zeitpunkt der Prüfung mit der Aufforderung zu laden, ſich ſpäteſtens fünf Tage 
vor der Prüfung bei dem Leiter der Krankenpflegeſchule zu melden, um die Pflege eines Kranken und 
eine Nachtwache zu übernehmen (§ 9 Abſ. 1). 


8 5 
Zu einer Prüfung ſind nicht mehr als 15 Prüflinge zuzulaſſen. Nötigenfalls ſind mehrere Prü— 
fungen abzuhalten. Bewerber, die ohne ausreichenden Grund zur Prüfung nicht rechtzeitig erſcheinen, 
können bis zur nächſten Prüfung zurückgeſtellt werden. 


86 
(1) Die Prüfung beiteht aus einem theoretiſchen und einem praktiſchen Teil und findet in der 
Regel an zwei aufeinanderfolgenden Tagen ſtatt. 
(2) Die Krankenanſtalt, der die Krankenpflegeſchule angegliedert iſt, ſtellt die notwendigen Prü⸗ 
fungsräume und Hilfsmittel. 


8 7 
Der Vorſitzende leitet die Prüfung und verteilt die Prüfungsgegenſtände unter die Prüfer. 


8 8 
Die theoretiſche und die praktiſche Prüfung erſtrecken ſich auf die Gegenſtände, die nach § 8 Abſ. 4 
der Verordnung Lehrfächer des Unterrichts waren. 


8 9 
(1) Vor der Prüfung hat der Prüfling für zwei Tage die ſelbſtändige Pflege eines Kranken 
(einſchl. einer Nachtwache) zu übernehmen. Dieſe Aufgabe iſt unter Aufſicht des für den Kranken ver⸗ 
antwortlichen Arztes auszuführen; es iſt darauf zu achten, daß den Prüflingen die zur Erholung er⸗ 
forderliche Zeit freibleibt, insbeſondere muß im Anſchluß an die Nachtwache eine Erholungszeit von 
mindeſtens acht Stunden gewährt gewährt werden. 
(2) Die wichtigeren Vorkommniſſe während der Pflege hat der Prüfling kurz ſchriftlich zu ver⸗ 
merken, die Niederſchrift iſt bei der Prüfung vorzulegen. 


810 
Die Gegenſtände und das Ergebnis der Prüfung werden für jeden Geprüften in einer Nieder- 
ſchrift vermerkt, die von dem Vorſitzenden und den übrigen Mitgliedern des Prüfungsausſchuſſes zu 
unterzeichnen iſt. 
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8 11 
(1) Der Vorſitzende und die Mitglieder des Prüfungsausſchuſſes fallen, ein jeder für hi, ihr 
Urteil über die Kenntniſſe und Fähigkeiten des Prüflings zuſammen unter Verwendung der Beur- 
teilung „ſehr gut“ (1), „gut“ (2), „genügend“ (3), „ungenügend“ (4). Nach dem Ergebnis der Einzel- 
beurteilung und unter Berückſichtigung des Berichts des Leiters des Lehrgangs und der Lehrſchweſter 
(Lehrpfleger) über die Bewährung des Prüflings während des Lehrganges entſcheidet der Vorſitzende 
über das Ergebnis der Prüfung. 
(2) Hat der Prüfling von zwei Prüfern die Beurteilung „ungenügend“ erhalten, ſo iſt die Prü— 
fung nicht beſtanden. 
8 12 
Tritt ein Prüfling ohne eine nach dem Urteil des Vorſitzenden genügende Entſchuldigung während 
der Prüfung zurück, ſo gilt die Prüfung als nicht beſtanden und iſt vollſtändig zu wiederholen. 


§ 13 
Wenn die Prüfung beſtanden iſt, reicht der Vorſitzende die Niederſchrift über die Prüfung unter 
Beifügung des Geſamturteils an den Senat zur Erteilung der Erlaubnis zur berufsmäßigen Ausübung 
der Krankenpflege. 
8 14 
Wird die Prüfung nicht beſtanden, ſo hat der Vorſitzende den Prüfling alsbald zu benachrichtigen. 
Der Prüfling erhält in dieſem Falle die eingereichten Zeugniſſe zurück, nachdem der Vorſitzende auf 
dem Nachweis über die Teilnahme an dem Krankenpflegelehrgang (8 11 Abſ. 1 Nr. 3 der Kranken— 
pflegeverordnung) den Ausfall der Prüfung vermerkt hat. 


Danzig, den 20. März 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
G 2064 Greiſer Dr. Großmann 


Anlage C 
(Muſter) 
Ausweis 
über die Erlaubnis zur berufsmäßigen Ausübung der Krankenpflege 
Der ın nad 
Dem T ͤ ͤ»ͥũ.. 1˙˖ö ̃ Bee ̃˙ . ̃ .... eber 
FF e |. ne CTP... ̃ ĩͤ K O,E. opener 


wird hiermit auf Grund des s Abſ. der Krankenpflegeverordnung vom 20. März 1939 
(G. Bl. S. 139) die | 4798 972 


Erlaubnis zur berufsmäßigen Ausübung der Krankenpflege 
erteilt. 15 | 
| 
Sie ER, e : : 
Er erhält damit die Berechtigung, ih als „Krankenſchweſter“ — „Krankenpfleger“ — zu be⸗ 
zeichnen. | | a 
Für den Fall, daß Tatſachen ee werden, die den Mangel derjenigen Wache dartun, 
die zur berufsmäßigen Ausübung der Krankenpflege erforderlich ſind, oder daß die Inhaberin — 
der Inhaber — dieſes Ausweiſes den in Ausübung der ſtaatlichen Aufſicht erlaſſenen ens be⸗ 
harrlich zuwiderhandelt, bleibt die Zurücknahme der Erlaubnis vorbehalten. 


nun 


 (Unterfehrift) 


—— 3 —U—öäͤͤ————ͤĩõ—̃ ernennen —U— . —ä are — 
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57 Zweite Verordnung 
zur Ansführung der Verordnung über die berufsmäßige Ausübung der Krankenpflege und die * 
von Krankenpflegeſchulen (Ergänzungsverordnung). 
Vom 20. März 1939. 


Auf Grund des $ 22 der Verordnung zur Ordnung der Krankenpflege vom 20. März 1939 
(G. Bl. S. 139) wird folgendes verordnet: 


8 1 

(1) Krankenpflegeſchulen haben auf Anordnung des Senats auch Angehörige einer anderen als 
der in dem zugehörigen Krankenhaus tätigen Schweſternſchaft als Lernſchweſtern aufzunehmen, ſofern 
die in dem Krankenhaus gegebenen Ausbildungsmöglichkeiten durch Lernſchweſtern der in ihm tätigen 
Schweſternſchaft nicht voll ausgenutzt ſind. 

(2) Auf Anordnung des Senats hat der Träger des Krankenhauſes auch in dem Krankenhaus vor- 
handene geeignete Räume zur Unterbringung der nach Abſ. 1 aufzunehmenden Lernſchweſtern zur Ver⸗ 
fügung zu ſtellen. 

8 2 

(1) Iſt eine Krankenpflegeſchule einem Krankenhaus eines anerkannten Verbandes der freien 
Wohlfahrtspflege angegliedert, jo find die Bedingungen, unter denen die Vorſchriften des 8 1 durch⸗ 
geführt werden, zwiſchen dem Träger des Krankenhauſes und der Schweſternſchaft zu vereinbaren, 
der die aufzunehmenden Lernſchweſtern angehören. Hierbei iſt die Arbeitsleiſtung der Lernſchweſtern 
für das Krankenhaus in angemeſſener Weiſe zu berückſichtigen. 

(2) Kommt es nicht zu einer gütlichen Vereinbarung, ſo ſetzt der Senat auf Antrag nach An⸗ 
hörung beider Parteien die Bedingungen endgültig feſt. 


83 

(1) Beſteht bei einem Krankenhaus eines anerkannten Verbandes der freien Wohlfahrtspflege keine 
Krankenpflegeſchule, ſo hat der Träger des Krankenhauſes auf Anordnung des Senats das Kranken⸗ 
haus zur Ausbildung von Lernſchweſtern zur Verfügung zu ſtellen. 

(2) Der Senat beſtimmt den Träger der Krankenpflegeſchule, die dem Krankenhaus angegliedert 
wird, 

(8) Die Vorſchriften des $ 1 Abſ. 2 und des $ 2 gelten entſprechend. An die Stelle der Schweſtern⸗ 

ſchaft, deren Lernſchweſtern in die bereits anerkannte Krankenpflegeſchule aufgenommen werden, tritt der 
Träger der dem Krankenhaus anzugliedernden Krankenpflegeſchule. 


8 4 
(1) Die Vorſchriften der 88 1 bis 3 finden für die Ausbildung von Krankenpflegeſchülern auf 
Krankenhäuſer mit überwiegend männlichem Pflegeperſonal ſinngemäß Anwendung. 
(2) Der Senat beſtimmt, wer an die Stelle der Schweſternſchaft im Sinne des § 2 Abſ. 1 tritt. 


Danzig, den 20. März 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
G 2064 Greifer Dr. Großmann 
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